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Deutscher Gewerkschaftsbund  
Bezirk Niedersachsen – Bremen – Sachsen-Anhalt 
  

 
Gerecht durch die Krise:  
Entlastung jetzt! 
 
Die Kosten für Lebensmittel, Energie und Mobilität steigen und steigen. Sie belasten uns alle! Nied-

rige und sogar mittlere Einkommen werden von der Inflation aufgefressen. Besonders hart trifft es 
Rentnerinnen und Rentner, Erwerbslose, Auszubildende und Studierende. Für sie droht das Leben 

unbezahlbar zu werden. Das nehmen wir nicht hin!  

Gerecht durch die Krise: Niemanden zurücklassen!  

Während sich einige Unternehmen in der Krise bereichern, ist der soziale Frieden akut gefährdet. 
Die Menschen sind verunsichert, viele haben Angst um ihre Existenz. Bund, Länder und Kommunen 

müssen in einer gemeinsamen Kraftanstrengung finanzielle und existenzgefährdende Notlagen 
verhindern. Arbeits- und Ausbildungsplätze sowie Unternehmen müssen geschützt werden.  

Gerecht durch die Krise: Menschen entlasten – Preise deckeln – Zusammenhalt 
stärken!  

Gewerkschaften kämpfen für Gute Arbeit und sichere Löhne. Doch Tarifpolitik allein kann die stei-

genden Preise nicht auffangen. Deshalb braucht es wirksame finanzielle Hilfen für alle. Angesichts 

der massiv gestiegenen Energiepreise hatte die Bundesregierung bereits zwei Entlastungspakete 
mit einem Gesamtvolumen von etwa 30 Mrd. Euro vorgelegt. Das jüngste Entlastungspaket enthält 

weitere sinnvolle Maßnahmen, die vielfach auf DGB-Forderungen zurückgehen und die nun schnell 

und gezielt umgesetzt werden müssen. Im Ergebnis liegt nun ein breiter Maßnahmenmix vor, der 
sich nach offiziellen Angaben auf ein weiteres Gesamtvolumen von 65 Mrd. Euro beläuft.1 Rent-
ner*innen und Studierende, die bisher bei der Energiepreispauschale leer ausgingen, erhalten nun 
eine Zahlung von 300 Euro respektive 200 Euro. Angesichts der hohen Energiekosten ist die ange-

kündigte Strompreisbremse für den Grundbedarf, die aus Zufallsgewinnen auf den Energiemärkten 

finanziert werden soll, ein wichtiges Signal an die privaten Haushalte. Darüber hinaus gibt es ein 
Bündel von strukturellen Maßnahmen, die sich dauerhaft positiv auswirken. Dazu gehören ein 
deutlich erweiterter Bezugskreis für das Wohngeld (+415 Euro Heizkostenzuschuss), die Erhöhung 

des Kinderzuschlags auf 250 Euro, ein Bürgergeld in Höhe von 500 Euro und die Anhebung der Kin-
dergeldsätze. Dazu kommen noch die vorgezogene Abschaffung der Doppelbesteuerung der Ren-

ten, die Verlängerung des erleichterten Bezuges von Kurzarbeitsgeld, der um 200 Euro angehobene 
Arbeitnehmer-Pauschbetrag und der Abbau der kalten Progression. 

 

 
1 Vgl.: Presse- und Informationsamt der Bundesregierung: Deutschland steht in einer schwierigen Zeit zusam-

men, abrufbar unter: https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/drittes-entlastungspaket-2082584 
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Nun ist alles dafür zu tun, dass die angekündigten Maßnahmen zügig umgesetzt werden und die 

Menschen erreichen. Zudem müssen die Leerstellen, die die Entlastungspakete enthalten, drin-

gend geschlossen werden. Um soziale Schieflagen auszugleichen, muss deshalb in wesentlichen 
Bereichen nachgebessert werden, damit wir gerecht durch die Krise kommen. Parallel dazu 
braucht es eine effektive Flankierung der Maßnahmen in den Bundesländern und den Kommunen, 

damit die Entlastungen vor Ort passgenau wirken.  

 

Gerecht durch die Krise heißt: 

1. Energiepreisdeckel jetzt: Die angekündigte Strompreisebremse für den Grundbedarf 

ist ein wichtiger Schritt, um die privaten Haushalte gegen die immensen Kostensteige-

rungen zu schützen. Sie muss nun konkret ausgestaltet und schnell umgesetzt werden. 
Allerdings reicht eine Strompreisbremse nicht aus, bilden doch die Heizkosten in der 
Regel den größeren Ausgabenposten bei den privaten Haushalten. Deshalb müssen die 

Gaspreise ebenfalls begrenzt werden. Konkret sollten jedem Haushalt 7.000 Kilowatt-
stunden (kWh) Gas für den Preis von 9 Cent/kWh zur Verfügung stehen, für jede weitere 
Person kommen weitere 2.000 kWh hinzu. Dadurch wird der Grundverbrauch abgesi-

chert. Der Anreiz zum dringend notwendigen Energiesparen bleibt erhalten, da ober-
halb des Grundverbrauchs wieder die (wesentlich höheren) Marktpreise gelten. 

2. Einmalzahlungen jetzt: Da Maßnahmen wie ein Preisdeckel Zeit für die Umsetzung 

brauchen, fordern wir angesichts der akuten Sorgen vieler Bürger*innen als wirksame 
Sofortmaßnahme die Zahlung einer weiteren Pauschale. Eine zweite Energiepreispau-

schale in Höhe von mindestens 500 Euro pro Erwachsenem (+100 Euro pro Kind) muss zügig 

auf Weg gebracht werden, damit die Verbraucher*innen erste Rechnungen bezahlen kön-
nen. Und diesmal dürfen Rentner*innen, Auszubildene, Studierende und Leistungsempfän-

ger*innen nicht vergessen werden. 

3. Härtefallfonds jetzt: Für Menschen, die von den Preissteigerungen schlicht überfor-

dert sind und unverschuldet in finanzielle Not geraten, muss es schnelle und unbüro-
kratische Hilfen über Härtefallfonds geben. Dort, wo es bereits Zusagen gegeben hat, 
müssen die schnell eingelöst werden, damit das Geld zur Verfügung steht, wenn die 

Menschen ihre Rechnungen bekommen. Sollten die bisher zugesagten Mittel nicht aus-
reichen, muss ebenso schnell nachgelegt werden. 

4. Moratorium für Wohnungskündigungen und Energiesperren jetzt: Es muss si-

chergestellt werden, dass Vermieter*innen keine Kündigungen aussprechen, wenn Mie-
ter*innen durch die steigenden Lebenshaltungskosten in Zahlungsschwierigkeiten ge-

raten. Ebenfalls brauchen wir ein Moratorium für Energiesperren. Diese Instrumente 

sind von großer Bedeutung, um Sicherheit zu schaffen und keine zusätzlichen sozialen 
Krisen vor dem Hintergrund der Preissteigerungen auszulösen.  

5. 300 Euro für Versorgungsempfänger*innen jetzt: Im dritten Entlastungpaket des 

Bundes sind die Versorgungsempfänger*innen der Länder für die 300-Euro-Einmalzah-

lung nicht vorgesehen. Dafür sind die Bundesländer verantwortlich. Auch die Versor-
gungsempfänger*innen sind von hohen Energiekosten und Preissteigerungen  
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betroffen und geraten in Not, vor allem die vielen, die geringere Einkommen erhalten 
hatten. Das Geld muss zu den Menschen gelangen, die es brauchen. 

6. Fortsetzung des Kurzarbeitergeldes jetzt: Es ist zu begrüßen, dass die Bundesre-

gierung den erleichterten Bezug des Kurzarbeitsgeldes verlängert hat. Um Beschäfti-

gung zu sichern, muss allerdings sichergestellt werden, diese Regelung auch wirklich 
im Falle von Produktionsausfällen wegen hoher Energiekosten greift. 

7. Wirtschaftshilfen jetzt: Es muss verhindert werden, dass durch die Energiekrise Un-

ternehmen in Schieflage geraten und damit Arbeitsplätze gefährdet werden. Deshalb 

braucht es ausgeweitete Wirtschaftshilfen, die allerdings nicht bedingungslos sein dür-
fen. Staatshilfen müssen mit klaren Vereinbarungen zur Beschäftigungssicherung und 

Tarifbindung verknüpft werden. Zudem darf bei den notwendigen Investitionen nicht 

nachgelassen werden, um unsere Wirtschaft und Gesellschaft nachhaltig und krisenfest 
aufzustellen.  

8. Turbo-Ausbau der erneuerbaren Energien jetzt: Der russische Angriffskrieg auf 

die Ukraine hat endgültig verdeutlicht, mit welch hohen Risiken die Importabhängig-

keit von fossilen Brennstoffen behaftet ist. Die Lehre muss lauten: Unter Hochdruck ist 
der Ausbau der erneuerbaren Energien voranzutreiben. Nur damit lassen sich die Ener-

giepreise nachhaltig dämpfen und der Klimawandel begrenzen. Es müssen dement-
sprechend alle Möglichkeiten ausgeschöpft werden, um auf Dächern mehr Photovolta-
ikanlagen zu errichten und in der Fläche mehr Windräder zu aufzustellen – inklusive 

ausreichender Speicher- und Netztechnologien. Genehmigungsverfahren sind zu ver-
einfachen, Förderprogramme finanziell großzügig auszustatten und der Ausbau einer 

heimischen Wasserstoffwirtschaft zu beschleunigen. 

9. Mobilitätsgeld jetzt: Die Entfernungspauschale ist sozial nicht gerecht, da Pend-

ler*innen mit einem höheren Einkommen bei gleicher Fahrtstrecke einen ungleich grö-

ßeren finanziellen Vorteil aus ihr ziehen. Deshalb soll die Pendlerpauschale in ein ech-

tes Mobilitätsgeld umgewandelt werden. Dieses Modell hätte den Vorteil, dass es 

unabhängig von Einkommen und Verkehrsmittel pro Kilometer gewährt wird und ge-
rade Beschäftigte mit geringen und durchschnittlichen Verdiensten entlastet. 

10. ÖPNV-Nachfolgeticket jetzt: Das ausgelaufene 9-Euro-Ticket war ein großer Erfolg. 

Für eine Nachfolgeregelung hat der Bund 1,5 Milliarden Euro zugesagt. Es liegt nun an 

den Ländern, ihren finanziellen Beitrag zu leisten, damit ein schneller Anschluss ge-
lingt. Daneben muss massiv in den Ausbau und die Infrastruktur des ÖPNV sowie in das 

Personal investiert werden, um die Kapazitäten auf Basis von Guter Arbeit und Mitbe-
stimmung zu erhöhen. 

11. Übergewinnsteuer jetzt: Um die Strompreisebremse zu finanzieren, sollen Zufallsge-

winne auf den Energiemärkten abgeschöpft werden. Diese Maßnahme ist richtig. Aller-
dings fahren auch die großen Mineralölkonzerne und andere Unternehmen im Winds-
chatten der Krise exorbitante Gewinne ein. Diese sind weder das Resultat 
unternehmerischer Leistung noch vorausschauender Investitionen. In Anbetracht der 
gegenwärtigen Situation sind solche Krisengewinne unmoralisch. Aus diesem Grund 

müssen die Profiteure der Krise mit einer Übergewinnsteuer an den Kosten beteiligt 
werden. 
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12. Gerechtes Steuersystem jetzt: Das deutsche Steuersystem ist in Teilen nicht ge-

recht, weil es hohe Einkommen, Unternehmensgewinne und große Vermögen begüns-
tigt. Der DGB hat ein ausführliches Steuerkonzept erstellt, das untere und mittlere Ein-

kommen spürbar entlastet. Der Grundfreibetrag wird erhöht und ein gleichmäßiger 

Anstieg der Steuerprogression verhindert die sogenannte kalte Progression, während 
parallel der Spitzensteuersatz angehoben wird und die Reichensteuer früher greift. Um 
die Einnahmen für Investitionen zu steigern, die Krisenkosten zu kompensieren und um 

für mehr Verteilungsgerechtigkeit zu sorgen, muss die ausgesetzte Vermögenssteuer 
wieder eingeführt werden. Ebenso sollten höhere Steuern auf große Erbschaften einen 

Beitrag zur Finanzierung des Gemeinwesens leisten. 

13. Aussetzung der Schuldenbremse jetzt: Die Schuldenbremse war und ist ein politi-

scher und ökonomischer Fehler, da sie mit ihrer Blindheit gegenüber notwendigen Zu-
kunftsinvestitionen einen unübersehbaren Sanierungs- und Modernisierungsstau ver-
ursacht hat. Gleichzeitig steht sie jetzt im Weg bei der Finanzierung von sozialen 

Entlastungen und gefährdet damit den gesellschaftlichen Zusammenhalt. Fest steht 

daher: Die Einhaltung der Schuldenbremse sollte in einer historischen Krise die ge-

ringste Priorität haben. Neben den aktuellen Herausforderungen liegt vor der Gesell-
schaft ein über Jahrzehnte gehender Transformationsprozess, der sozial und ökolo-
gisch nachhaltig gestaltet werden muss. Angesichts dieses Mammutprojektes ist es 

gerecht, wenn dafür auch Kredite zur Finanzierung aufgenommen werden und sich zu-
künftige Generationen finanziell daran beteiligen. Schließlich werden sie ebenfalls von 

den Ergebnissen profitieren. 

 


